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Existenzielle Probleme wurden ignoriert

Viele Faktoren, Entwicklungen und
ErfahrungenhabenzumVertrauens-
verlust inpolitischeEntscheidungs-
träger beigetragen: Es erfolgtenAn-
kündigungen und Entscheidungen
von großerTragweite, ohne dass sie
in den Augen der Öffentlichkeit gut
gemanagt wurden. Angela Merkel
etwa läutete nach Fukushima mit
großem Tamtam die Energiewen-
de ein. Passiert ist dann wenig bis
nichts. Ihre Minister versuchten
wortreich, dieKonzeptionslosigkeit
und den fehlenden politischenWil-
len zukaschieren.DasErgebniswar
unter anderem der wirtschaftliche
Knockoutder jungenSolarindustrie
in Deutschland und die Stärkung
der Solarentwicklung in China. In
der Flüchtlingskrise bewies Angela
Merkel Menschlichkeit, die jedoch
zunehmend überschattet wurde
vom Eindruck des Staatsversagens
bei der Bewältigung des massen-
haften Zustroms.
EinweiteresBeispiel ist die Schief-

lage in der Bildung und auf dem
Arbeitsmarkt. Sie wurde bereits 20
bis 30 Jahre zuvordurch fragwürdige
InnovationenundZielsetzungenge-
legt. Das Fatale daran ist, dass man
die Warnungen und Hilferufe der
Basis ebenso lange ignoriert hat.Das
gilt auch für dieMaßnahmengegen
die Klimakatastrophe. Schon lange
sind Faktenund Szenarien bekannt
und wissenschaftlich untermauert,
doch es wurde und wird geleugnet,
verharmlost, gestritten.
Vertrauensverluste gibt es auch

bei innerer Sicherheit und sozialer
Gerechtigkeit: Wie konnte sich die
Clankriminalität über Jahrzehnte
so ausbreiten, dass sie kaum mehr
zukontrollieren ist (rühmlicheAus-
nahmeHerbert Reul inNRW)?Dass
die Schere zwischenArmundReich
immer weiter auseinandergeht,

weiß jeder. Wie fühlt und denkt je-
mand, der durch das Missmanage-
ment seinerUnternehmensführung
arbeitsloswird,VorstandundMana-
ger aber zu ihren hohen Gehältern
nochmitBoni belohntwerden?Was
für ein Signal setzenMenschen, die
trotz ihres Reichtums den Staat um
Milliarden Steuergelder betrügen?
Was bedeuten ihnen Gemeinwohl
und innerer sozialer Friede, von
dem auch sie profitieren?
Wenn es jetzt und zukünftig da-

rum geht, die vielen propagierten
und beschlossenen Maßnahmen
des Staates zu finanzieren, frage ich
mich schon lange,werdasbezahlen
soll. Bei aktuellenProblemlösungen
wird kaum Rücksicht auf nachfol-
gende Generationen genommen.
Die zu bewältigenden Krisen und
Probleme sind so groß, dass mich
der kleinliche und teilweise unfaire
Streit der demokratischen Partei-

en anwidert. Ich bin überzeugter
Demokrat und bin froh, in diesem
Land zu leben. Ich wünsche allen
politischVerantwortlichen, die sich
fürdasGemeinwohl einsetzen,Mut,
Energie, Ausdauer und Unterstüt-
zung.

Bernd Schmidt, Berg

Herr Matthiesen führt die hohen
UmfragewertederAfDaufdenStreit
in der Ampelkoalition zurück. Es
gibt mehrere Gründe für die Sym-
pathie mit dieser Partei, aber diese
auf den Streit der Ampel zurück-
zuführen, ist nicht zutreffend. Der
erste ist, dass rechtsradikales Ge-
dankengut schon immer in unse-
rer Gesellschaft fest verankert war
und jetzt einfach wieder zum Vor-
schein kommt. Der zweite ist, dass
im Wesentlichen CDU, FDP und
Linke, aber auch andere Parteien,
rechtsradikalesGedankengut selbst

verbreitenundhoffähigmachen, in
der irregeleiteten Hoffnung, wenn
sie selbst nach rechts rücken, damit
derParteiWählerschaftwegnehmen
zu können. Offensichtlich ist das
Gegenteil der Fall. Der dritte Grund
ist, dass dieMedien – auch der GA –
der AfD immer mehr Raum geben,
inder irregeleitetenHoffnung,man
müssemit dieser Partei diskutieren
und ihre Ansichten teilen, dann
würden die Menschen schon auf-
wachen.Offensichtlich ist auchhier
das Gegenteil der Fall.
Wer heute die AfD wählt, ist kein

Protestwähler, sondern entweder
politisch ignorant und die rechts-
extreme Gesinnung der AfD voll-
kommen egal oder unterstützt die
rechtsextreme Gesinnung der AfD.
DasBildderProtestwählpersonmag
inderAnfangszeit gestimmthaben,
heute ist es schlicht falsch.
Andreas Rodemann, BadHonnef

Reaktionen zu denKommenta-
ren vonHelgeMatthiesen „Näher
an das Volk“ vom27. Juni über die
Wahl des ersten AfD-Landrates
in Thüringen und „Herausforde-
rung“ vom23. Juni zumAufstieg
der AfD in Umfragen.

Zecken und Ameisen
stechen gar nicht

In den Beiträgen wird leider wie-
derholt Unwissen über Zecken und
Feuerameisen verbreitet, oder die
Autoren sitzen wesentlichen Irrtü-
mernoderVerwechslungenauf,wie
dies im Alltag bei Zeugenaussagen
häufiger vorkommt: aus Tag wird
Nacht, rechts ist plötzlich links.
Im Blick auf beide Tierarten wird

offenbar hinten mit vorn verwech-
selt: Üblicherweisewird vonhinten
gestochen (bei Bienen, Wespen,
Mücken) oder von vorn gebissen
(bei Hunden, Katzen, gelegentlich
auch bei Menschen – und eben bei
Zecken und Ameisen). Selbst wenn
sie wollten: Zecken und Ameisen
könnten gar nicht stechen, weil sie
hinten keine entsprechende Vor-
richtung haben.

Achim Schickenberg, Euskirchen

Anmerkungen zu „Zeckenstich?
Keine Panik!“ im Journal vom24.
Juni und „Feuerameisen auf dem
Vormarsch“ vom27. Juni.

Die Signalwirkung der Initiative ist entscheidend

Mit großer Freude habe ich diesen
GA-Artikel zur Kenntnis genom-
men. Darin wird eine Initiative der
Stadt Rheinbach vorgestellt, um
den Dauerproblemfeldern Müll,
Kippen, Lärm und Hundekot wirk-
samer als bisher zu begegnen.
Ichhalte es für eine längst überfäl-

lige und zugleich intelligente Kam-
pagne (Kombination aus Werbung
und Sanktionen), um diesen offen-
sichtlichweit verbreiteten, überaus
lästigenundunsozialenVerhaltens-

weisen besser Herr zu werden. Es
wäre sehr sinnvoll, diese Initiative
nicht nur lokal begrenzt, sondern
mit einer größeren Reichweite zu
versehen. Es dürfte keinZufall sein,
dassBonnalsNegativbeispiel (Müll-
probleme auf vielen Grünflächen)
Erwähnung findet. Alleindie täglich
zahl- und sorglos weggeworfenen
Zigarettenkippenverunstaltennicht
nur ein Gemeinschaftswesen, son-
dern tragenaufgrundderen schierer
Menge auch signifikante Giftstoffe
in den Boden. Und wer schon ein-
mal in einenHundehaufen getreten
ist oder gerade noch zu verhindern
wusste, dass seineKinderhineintre-
ten, wird sich wünschen, dass die

Hundehalter konsequent die Hin-
terlassenschaft ihrerVierbeinermit-
nehmen – und sich nicht dabei auf
dasArgument zurückziehen, keinen
öffentlichen (gefüllten)Beutelspen-
der vorgefunden zu haben.
Noch ist nicht absehbar, welchen

Erfolg diese Initiative zeigen wird.
Auch ist dem Verfasser klar, dass
Täterinnen oder Täter in flagranti
erwischt werden müssen, um sie
belangen zu können.
Die Signalwirkung der Initiative

ist aber entscheidend: Eine örtli-
cheVerwaltung nimmt wahr – aber
nichtweiter hin.Und spätestens so-
balddie erstenGeldbußenverhängt
werden (vielleicht setzt der Pro-

zess des inidividuellen Nachden-
kens und Umsteuerns auch früher
ein),wird sich auchdasherumspre-
chen und möglicherweise spä-
testens dann zu einer Verhaltens-
änderung führen.
Ich wünsche der Gemeinde

Rheinbach von Herzen sichtbare
Erfolge und wünsche mir darüber
hinaus – hoffentlich im Sinne vie-
ler Bürgerinnen und Bürger – eine
Ausweitung dieser Kampagne.
Diese täglichen und mutwilligen
Verstöße gegen eigentlich selbst-
verständliche Verhaltensweisen
sind zutiefst unverständlich und
verstörend.

Jörg Triemer, Bonn

Gute Aussichten für Rheinbach:
Eine Lesermeinung zumBeitrag
„40 Euro für eine achtloswegge-
worfene Kippe“ vom21. Juni.
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Mehr städtische
Kontrolle über Kunst

Bedauerlich am Umgang mit dem
Kunstwerk vonTonyCragg ist nicht
so sehr, dass Tauben es beschmut-
zen: Viel schlimmer sind aus mei-
ner Sicht die nahezu ständigen
optischen Belästigungen durch
Karussells, Verkaufsstände und
ähnliche Objekte, die es nahezu
unsichtbar machen – weil es am
falschen Platz steht. Das schadet
dem Ruf des Künstlers weit mehr
als Taubendreck.
Und ob den Platz nun der Künst-

ler oder auch der Eigentümer, der
auch über das nahe gelegeneKauf-
haus gebietet, oder der Verein für
Kunst und Kultur ausgewählt hat,
macht keinen Unterschied – er ist
nicht geeignet.
Jedenfalls hat die Stadt, wenn

man Walter Smerlings Idee eines
„walks ofmodern art“ ernst nimmt,
bisher ernsthaft nicht mitzureden
gehabt; was „modern art“ reprä-
sentiert, also Künstler (bisher kei-
ne Künstlerinnen) undWerke und
die Plätze bestimmtenundbestim-
men er und die Eigentümer; bei
den Plätzen konnten eventuell die
Künstlermitreden.Den städtischen
Gremien blieb und bleibt nur, zu-
zustimmen, vor allemdeshalb, weil
es ja„nichts kostet“. Die Stadt Bonn
hat immerhin vergleichsweiseharte
Bedingungen gestellt und jedeVer-
antwortung für die Werke auf den
Verein abgeladen, das allerdings
ungewöhnlich in Kooperationen
mit privaten Leihgebern.
Dem Stadtdechanten einer

höchst autoritär geführten und
mit anderen Problemen eigentlich
ausgelasteten Kirche erscheint das
ganz recht. Dass ausgerechnet Dr.
Wolfgang Picken deshalb demokra-
tische Prozesse kritisiert, verwun-
dert nicht. Ihmhat ja derVereinmit
seinenKünstlern eine schöne Eröff-
nungsausstellung in seiner Kirche
eingerichtet.
Es ist höchste Zeit, dass die Stadt

Ernst macht mit ihrem Plan, die
Kontrolle überdieKunst imöffentli-
chenRaumzurückzugewinnenund
demokratisch zu entscheiden, wer
sich anwelcher Stelle als Künstlerin
oder Künstler fürwelchenZeitraum
verwirklichen darf, um der bedin-
gungslosen Privatisierung ein Ende
zu setzen.
Der Ablauf der ersten Leihver-

träge ermöglicht einen produktiven
Neuanfang, gern auch in weiterer
Kooperation mit dem Verein, aber
ohne Exklusivität. DieGestaltungs-
macht, die die städtischenGremien
bei der Umsetzung ihrer Verkehrs-
pläne einsetzt, sollte sie endlich
auch bei der Festlegung der Rah-
menbedingungen für Kunst im
öffentlichen Raum beanspruchen;
die Strukturen bestehen ja bereits,
wie die Kulturdezernentin bestätigt
– sie müssen nur genutzt werden.

Prof. Dr. Gerhard Pfennig, Bonn

Ein Leser befasst sichmit der ak-
tuellen Debatte über Kunstwer-
ke im öffentlichen Raum, zu der es
zahlreiche unterschiedlicheMei-
nungen gibt.

Polizisten dringen im Rahmen einer groß angelegten Razzia gegen Clankriminalität in ein Haus ein. FOTO: DPA

Die EVG kann
mehr Druck ausüben

Im GA vom 24. Juni war im Wirt-
schaftsteil Interessantes zu lesen.
DieGewerkschaftNahrung-Genuss-
Gaststätten (NGG)hat sichmit dem
BundesverbandderdeutschenSüß-
warenindustrie (BDSI) geeinigt:
unter anderem auf ein Plus für die
unterenTarifgruppen von 350 Euro
im Monat. Wohingegen die Eisen-
bahn- und Verkehrsgewerkschaft
(EVG) die Verhandlungen wieder
abgebrochenhat.MeineOmahätte
gesagt, das sind die mit dem Hals-
leiden – weil sie selbigen nicht voll
kriegen. Natürlich ist auch Eitelkeit
imSpiel.DieEVG-Verhandlungsfüh-
rerwollenunbedingt besser sein als
die GDL.Wermit derart hohen For-
derungen in die Verhandlung geht,
muss sich nicht wundern, wenn es
nicht klappt.DasTolle ist, dassman
Tausende Bahnfahrer in Geiselhaft
nehmen kann. Das kann die NGG
nicht. Es ist traurig für Menschen,
die als Pendler auf einen Transport
mit der DB angewiesen sind, oder
auchbewusst ausKlimagründenmit
der Bahn reisen wollen.

ManfredWollweber,Wachtberg

Ein Leser äußert seineMeinung zu
Tarifkonflikten.

In der Süßwarenindustrie gab es eine
Tarifeinigung. FOTO: DPA

Armutszeugnis für unsere politische (Un-)Kultur

Ich möchte meine große Besorg-
nis über die Entscheidung ausdrü-
cken, das Melbbad noch für eine
längere Zeit geschlossen zu halten.
Als langjährige Bewohnerin Bonns
und treueBesucherindesMelbbads
bedaure ich zutiefst, dass wir diese
wichtige Erholungs- und Freizeit-
möglichkeit weiterhin entbehren
müssen. Die lange Schließungszeit
hat bereits zu Frustration und Un-
verständnis in der Bonner Bevölke-
rung geführt.
Die Maßnahmen zur Instand-

setzung und Sanierung sollten mit
höchster Priorität behandelt und
in Angriff genommen werden. Es
ist wichtig, dass angemessene Res-
sourcen bereitgestellt werden, um
die Instandsetzung zu beschleuni-
gen. So liegt die zweite Machbar-
keitsstudie des Architekten Berger-
hausen längst vor. Der Entwurf ist

ästhetisch sehr ansprechend und
hat wirtschaftlicheVorteile.
Ichhoffe, dassdieEntscheidungs-

träger diedringendeNotwendigkeit
einer zeitnahen Wiedereröffnung

desMelbbads erkennenundalle er-
forderlichenMaßnahmenergreifen,
umdieses städtischeGutwieder für
uns zugänglich zu machen.

Dagmar Bloche, Bonn

Beim gültigen Bürgerentscheid im
Jahr 2020 votierten mehr als drei
Viertel der Teilnehmer für eine Er-
haltung des Melbbads „in seiner
jetzigen Form ohne eine Wohnbe-
bauung“.
Es ist ein schlechter Witz, dass

heute nach fast drei Jahren eine
Wiedereröffnungdes geschlossenen
Bads selbst in vier Jahren, also 2027,
wenig wahrscheinlich erscheint.
Was sagt uns das über Bürgerbe-

teiligung und direkte Demokratie?
Zwischen Ideal und Wirklichkeit
tut sich eine kaum überbrückbare
Kluft auf. Das Schicksal des belieb-
tenMelbbads ist ein anschauliches
Armutszeugnis fürunserepolitische
(Un-)Kultur, die bei vielen Bürgern
Wut und Resignation hervorruft.
Der Spruch „Da kann man eh nix
machen“ ist weit verbreitet und
scheint sich leider immer wieder
zu bewahrheiten.
Ichhabe ihn seinerzeit oft gehört,

als es um den Protest gegen die
massive Bebauung des Bahnhofs-
vorplatzes ging.

Prof. Heinz Schott, Bonn

VielenMenschen liegt das Pop-
pelsdorfer Bad an der Trierer Stra-
ße amHerzen. ZumBeitrag „Melb-
bad bleibt länger dicht“ vom 15.
Juni gibt esweitere Zuschriften.

DasMelbbad bleibt länger geschlossen als vorgesehen. FOTO: BENJAMINWESTHOFF


